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Abschrift 


An den Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates, 

Herrn Ministerpräsidenten Kopf 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 132. Sitzung 
am 3. Dezember 1954 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestage am 19. November 1954 verabschiedeten 

Zweiten Gesetzes über die Altersgrenze 
von Richtern an den oberen Bundesgerichten und 
Mitgliedern des Bundesrechnungshofes 
— Drucksachen 897, 995 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes — aus dem sich aus der Anlage ergeben- 
den Grunde — einberufen wird. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 3. Dezember 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 19. November 1954 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Altmeicr 


Drudi: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 



Bundesrat 


Anlage 


Betr.: Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die Altersgrenze von Richtern an 
den oberen Bundesgerichten und Mitgliedern des Bundesrechnungshofes 


Zu § 1 Abs. 1 und § 2 

In § 1 Abs. 1 und § 2 ist das Wort „ sieb- 
zigste^ zu ersetzen durch das Wort „achtund- 
sechzigste“. 

Begründung 

Grund für die Heraufsetzung der Alters- 
grenze für Richter in dem ersten Alters- 
grenzengesetz war das Bestreben, die neuge- 
bildeten obersten Gerichte des Bundes mit 
Richtern zu besetzen, die in der Lage waren, 
die Tradition der ehemaligen höchsten Ge- 
richte des Reiches und die dort gesammelten 
Erfahrungen auf die neuen Bundesgerichte 
zu übertragen. Durch die Mitarbeit dieser 
qualifizierten Juristen sollte die Rechtspre- 
chung an den neu errichteten oberen Bundes- 
gerichten gefestigt werden. Dieser Grund für 


die von Anfang an als Übergangslösung ge- 
dachte Hinaufsetzung der Altersgrenze an 
diesen Gerichten ist heute offenbar nicht 
mehr gegeben. In der Begründung zum Ent- 
wurf des Zweiten Altersgrenzengesetzes wird 
ausdrücklich bemerkt, daß sich bei Einführung 
einer Altersgrenze von 68 Jahren auch bei 
den hauptsächlich betroffenen Stellen eine 
noch tragbare Personalveränderung ergibt. In 
gleichem Maße, wie das Bedürfnis einer Alters- 
grenzenverlängerung für die Rechtspflege zu- 
rücktritt, gewinnen die bisher bei dieser 
Maßnahme zurückgestellten personalpoliti- 
schen Gesichtspunkte der Fürsorge für den 
alternden Richter selbst und der Fürsorge für 
den Nahwuchs an Gewicht. Gegenüber die- 
sen Erwägungen müssen selbst die fiskali- 
schen Vorteile einer möglichst weitgehenden 
Hinausschiebung der Altersgrenze zurück- 
treten. 



